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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

Über die Aufhebung einiger Polizeiverordnungen auf dem Gebiet 
des Verkehrs mit Arzneimitteln 

- Nr. 2818 der Drudisachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Fragen des Gesundheitswesens 

(32. Aussdiuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Aufhebung einiger Polizeiverord- 
nungen auf dem Gebiet des Verkehrs mit 
Arzneimitteln 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Es werden aufgehoben: 

1. die Pollzeiverordnung über die Abgabe 
von Leberpräparaten und anderen Arznei- 
mitteln In den Apotheken vom 7. Novem- 
ber 1939 (Reichsgcsctzbl. I S. 2176), mit 
Ausnahme ihres bereits früher außer Kraft 
getretenen § 2, 

2, die Pollzeiverordnung über die Abgabe- 
beschränkung für weibliche Geschlechts- 
hormone und andere Arzneimittel vom 
13. März 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 136) in 
der Fassung der Polizeiverordnung zur 
Abänderung der Polizeiverordnung über 
die Abgabebeschränkung für weiblidie Ge- 
schlechtshormone und andere Arzneimittel 
vom 27. Februar 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 99). 


§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Aufhebung einiger Polizeiverord- 
nungen auf dem Gebiet des Verkehrs mit 
Arzneimitteln 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ l' 

Es werden aufgehoben: 

1. unverändert 


2. die §§ 1 a und 3 der Polizeiverordnung 
über die Abgabebeschränkung für weibliche 
Geschlechtshormone und andere Arznei- 
mittel vom 13. März 1941 (Reichsge- 
setzbl. I S. 136) in der Fassung der Polizei- 
verordnung zur Abänderung der Polizei- 
verordnung über die Abgabebeschränkung 
für weibliche Geschlechtshormone und 
andere Arzneimittel vom 27. Februar 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 99). 

§ 1 a 

§ 1 Abs. 2 der im § 1 Nr. 2 genannten 
Polizeiverordnung erhält folgende Fassung: 

„(2) Von der Vorschrift des Absatzes 1 sind 
ausgenommen: 

a) weibliche Geschleditshormone enthaltende 
kosmetische Mittel (Mittel zur Reinigung, 
Pflege oder Färbung der Flaut, des Fiaares 
oder der Mundhöhle) und 

b) weibliche Geschlechtshormone enthaltende 
Zubereitungen nur zur Verfütterung an 
Geflügel.“ 

§2 

unverändert 
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